
GESELLSCHAFT FÜR ÜBERSEEHANDEL / HANDELSKAMMER HAMBURG

Erzeugnisses stellen keine wesentliche Be- oder Verarbeitung im
Sinne von Artikel 5 der Verordnung Nr. 802/68 dar und verleihen
diesem Erzeugnis keinen Gemeinschaftsursprung nach dieser
Verordnung.

Kutscher Pescatore Mertens de Wilmars

Sørensen Mackenzie Stuart O'Keeffe Bosco

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 26. Januar 1977.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS JEAN-PIERRE WARNER
VOM 12. JANUAR 1977<appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Diese Rechtssache geht auf ein Ersuchen
um Vorabentscheidung des Verwaltungs­
gerichts Hamburg zurück. Das Gericht
fragt — kurz zusammengefaßt —, ob aus
der Sowjetunion eingeführtes Rohkasein,
das in Hamburg gereinigt, vermahlen, sor­
tiert und wieder verpackt wurde, ein Er­
zeugnis sowjetischen oder deutschen Ur­
sprungs ist. Diese Frage betrifft die Ausle­
gung der Verordnung (EWG) Nr. 802/68
des Rates vom 27. Juni 1968 „über die
gemeinsame Begriffsbestimmung für den
Warenursprung" (ABl. L 148 vom 28.
Juni 1968).

Die Präambel der Verordnung legt dar,
daß „die Mitgliedstaaten ... den Ur-

sprung der eingeführten Waren bestim­
men oder prüfen [müssen], wenn die
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs,
der mengenmäßigen Beschränkungen
und der anderen Maßnahmen des Waren­

verkehrs dies erfordert," und daß sie fer­
ner „den Ursprung der ausgeführten Wa­
ren in allen Fällen bescheinigen [müs­
sen], in denen eine solche Bescheinigung
von den Behörden der Einfuhrländer ver­

langt wird, insbesondere wenn eine
solche Bescheinigung mit Vorteilen ver­
bunden ist". In der Präambel wird dann

darauf hingewiesen, daß eine internatio­
nale Begriffsbestimmung für den Waren­
ursprung fehle und es deshalb notwendig
sei, auf diesem Gebiet gemeinsame Vor­
schriften für alle Mitgliedstaaten auszuar­
beiten. Alsdann wird festgestellt, daß
„Waren, die ohne Verwendung aus an-

1 — Aus dem Englischen übersetzt.
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deren Ländern eingeführter Erzeugnisse
vollständig in einem bestimmten Land
hergestellt worden sind,... als Ursprungs­
erzeugnisse dieses Landes anzusehen
[sind]", daß aber „in immer stärkerem
Maße Unternehmen verschiedener Län­

der nacheinander an der Herstellung
einer Ware beteiligt [sind];" es müsse „da­
her festgelegt werden, welches Land als
Ursprungsland der betreffenden Ware
anzusehen ist"; es sei ferner „gerechtfer­
tigt, als Ursprungsland das Land anzuse­
hen, in dem die letzte wesentliche und
wirtschaftlich gerechtfertigte Be- oder
Verarbeitung vorgenommen wurde". In
der Präambel wird ebenfalls darauf hinge­
wiesen, daß nach Ansicht der Verfasser
der Verordnung die einheitliche Anwen­
dung ihrer Vorschriften gewährleistet
sein müsse und deshalb ein Ausschuß

„im Hinblick auf eine enge und wirk­
same Zusammenarbeit zwischen der

Kommission und den Mitgliedstaaten"
einzusetzen sei.

In den Artikeln 1, 2 und 3 — die in der
vorliegenden Rechtssache nicht unmittel­
bar von Bedeutung sind — wird der An­
wendungsbereich der Verordnung festge­
legt. Artikel 4 bestimmt, daß „Waren, die
vollständig in einem Land gewonnen
oder hergestellt worden sind, ... ihren
Ursprung in diesem Land [haben]". Die
Formulierung „Waren, die vollständig in
einem Land gewonnen oder hergestellt
worden sind" wird alsdann im einzelnen
definiert.

Im vorliegenden Fall geht es um Artikel
5, der wie folgt lautet:

„Eine Ware, an deren Herstellung zwei
oder mehrere Länder beteiligt sind, hat
ihren Ursprung in dem Land, in dem die
letzte wesentliche und wirtschaftlich ge­
rechtfertigte Be- oder Verarbeitung statt­
gefunden hat, die in einem dazu einge­
richteten Unternehmen vorgenommen
worden ist und zur Herstellung eines
neuen Erzeugnisses geführt hat oder eine
bedeutende Herstellungsstufe darstellt"

Artikel 10 sieht unter anderem vor, daß
in Ursprungszeugnissen für Waren, die

ihren Ursprung in der Gemeinschaft ha­
ben und ausgeführt werden, bescheinigt
wird, daß die Waren ihren Ursprung in
der Gemeinschaft haben oder — „falls
dies für den Ausfuhrhandel notwendig
ist" —, daß sie ihren Ursprung in einem
Mitgliedstaat haben.

Von den übrigen Bestimmungen der Ver­
ordnung brauche ich hier nur noch dieje­
nigen zu erwähnen, die sich auf die Zu­
sammenarbeit zwischen der Kommission

und den Mitgliedstaaten bei der Anwen­
dung der Verordnung beziehen, insbeson­
dere soweit sie die Einsetzung und die
Aufgaben des in der Präambel bereits er­
wähnten Ausschusses regeln.

Artikel 11 lautet:

„Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die
Kommission über die Maßnahmen, die
er auf oberster Verwaltungsebene zur
Anwendung dieser Verordnung trifft so­
wie über die Probleme, die sich bei der
Anwendung dieser Verordnung ergeben.
Die Kommission teilt diese Angaben un­
verzüglich den anderen Mitgliedstaaten
mit."

In Artikel 12 wird der als .Ausschuß für
Ursprungsfragen" bezeichnete Ausschuß
eingesetzt, der „aus Vertretern der Mit­
gliedstaaten besteht und in dem ein Ver­
treter der Kommission den Vorsitz

führt"; der Ausschuß soll sich eine
eigene Geschäftsordnung geben.

Artikel 13 bestimmt:

„Der Ausschuß kann alle die Anwen­
dung dieser Verordnung betreffenden Fra­
gen prüfen, die ihm der Vorsitzende von
sich aus oder auf Antrag des Vertreters
eines Mitgliedstaats unterbreitet"

Artikel 14 endlich sieht ein Verfahren
für den Erlaß von Vorschriften zur

Durchführung unter anderem der Artikel
4 und 5 vor, das dem „Verwaltungsaus­
schußverfahren", wie es auf dem Land­
wirtschaftssektor anzutreffen ist, nicht
unähnlich ist Danach unterbreitet die
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Kommission einen Entwurf, zu dem der
Ausschuß Stellung nehmen kann. Fällt
die Stellungnahme des Ausschusses zu­
gunsten des Entwurfs aus, so erläßt die
Kommission die in Aussicht genomme­
nen Vorschriften. Ist die Stellungnahme
ablehnend oder wird keine Stellung­
nahme abgegeben, so schlägt die Kom­
mission dem Rat die zu erlassenden Vor­
schriften vor; hat der Rat nach Ablauf
von zwei Monaten keinen Beschluß ge­
faßt, so werden die vorgeschlagenen Vor­
schriften von der Kommission erlassen.

Im Laufe der Jahre hat die Kommission
eine Reihe von Verordnungen „über die
Bestimmung des Ursprungs" von be­
stimmten Waren in dem von Artikel 14

geregelten Verfahren erlassen. Die ein­
zelnen Verordnungen sind unter Num­
mer 10 des Schriftsatzes der Kommission
zitiert und im einzelnen erläutert. Es ist

nützlich, diese Verordnungen in die Un­
tersuchung einzubeziehen, da sie zeigen,
welcher Art die Probleme sind, die sich
bei der Anwendung von Artikel 5 erge­
ben können. Ich werde auf einige der
hierbei angeführten Beispiele zurückkom­
men. Aus ihnen ergibt sich außerdem,
daß es in bestimmten Fällen zu Mei­

nungsverschiedenheiten über die An­
wendung von Artikel 5 kommen kann.
Während nämlich in den meisten Verord­

nungen darauf hingewiesen wird, daß sie
„der Stellungnahme des Ausschusses für
Ursprangsfragen [entsprechen]" — ohne
daß freilich angegeben wird, in welchen
Fällen die Stellungnahme des Ausschus­
ses einstimmig und in welchen Fällen
mehrheitlich getroffen wurde —, heißt es
in der Präambel zur Verordnung (EWG)
Nr. 964/71 vom 10. Mai 1971 „über die
Bestimmung des Ursprungs von Fleisch
und genießbarem Schlachtabfall von be­
stimmten fleischliefernden Haustieren,
frisch, gekühlt oder gefroren" (ABl. L 104
vom 11. Mai 1971), daß in diesem Fall
keine zustimmende Stellungnahme des
Ausschusses für Ursprungsfragen ergan­
gen sei und der Rat innerhalb der
ihm zur Verfügung stehenden Frist
von drei Monaten keinen Beschluß ge­
faßt habe.

Der Vertreter der Kommission hat in der

mündlichen Verhandlung ausgeführt,
daß in der Praxis eine Verordnung nach
Artikel 14 nur erlassen werde, wenn in­
nerhalb des Ausschusses für Ursprungsfra­
gen Zweifel oder Meinungsverschieden­
heiten bei der Regelung einer bestimm­
ten Frage bestünden. Bei Fehlen derarti­
ger Zweifel oder Meinungsverschieden­
heiten werde es als hinreichend angese­
hen, die Stellungnahme des Ausschusses
zu Protokoll zu nehmen. Dies ist bisher

in drei Fällen geschehen, die im einzel­
nen unter Nummer 11 des Schriftsatzes

der Kommission geschildert werden. Im
ersten Fall entschied der Ausschuß, daß
das Sterilisieren medizinischer Instru­

mente nicht als „ursprungsbegründende"
wesentliche Be- oder Verarbeitung im
Sinne von Artikel 5 zu bewerten sei. Im

zweiten Fall wurde hingegen entschie­
den, daß die Herstellung von corned beef
(eingemachtem Rindfleisch) aus frischem
Rindfleisch eine solche Verarbeitung dar­
stelle. Meiner Meinung nach handelte es
sich dabei um eindeutige Fälle. Der
dritte Fall ist der vorliegende. Bei zwei
Gelegenheiten (zu den näheren Umstän­
den werde ich noch kommen) hat der
Ausschuß einstimmig die Ansicht vertre­
ten, daß das Vermahlen, Sortieren und
Neuverpacken von eingeführtem Kasein
keine ursprungsbegründende Be- oder
Verarbeitung sei.

Der Gerichtshof ist insbesondere von der

Kommission gebeten worden, sich ver­
bindlich zur Frage der rechtlichen Trag­
weite oder Wirkung einer solchen Stel­
lungnahme des Ausschusses zu äußern.
Hierzu vertritt die Kommission die An­

sicht, insoweit dürfe nicht unterschieden
werden zwischen Stellungnahmen des
Ausschusses für Ursprungsfragen und sol­
chen des Ausschusses für das Schema des

Gemeinsamen Zolltarifs, hinsichtlich de­
ren der Gerichtshof in den Rechtssachen

98 und 99/75 (Carstens Keramik/Oberfi­
nanzdirektion Frankfurt am Main, Slg.
1976, 252, Randziffer 12 der Entschei­
dungsgründe) entschieden habe, daß sie
zwar nicht bindend seien, wohl aber ein
„maßgebliches Erkenntnismittel" für die
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Auslegung des Gemeinsamen Zolltarifs
darstellten. Dem stimme ich zu. Zwi­

schen den Bestimmungen der Artikel 12,
13 und 14 der Verordnung Nr. 802/68
und denen der Verordnung (EWG) Nr.
97/69 des Rates vom 16. Januar 1969, in
der der Ausschuß für das Schema des

Gemeinsamen Zolltarifs eingesetzt und
seine Zusammensetzung und Aufgaben
geregelt werden, besteht kein wesentli­
cher Unterschied. Es ist unbestreitbar,
daß die zunächst genannten Bestimmun­
gen dem Ausschuß für Ursprungsfragen
keinerlei Befugnis zur Abgabe von Stel­
lungnahmen verleihen, die aus sich
selbst heraus rechtliche Bindungswir­
kung haben, doch ist es ebenso unstreit­
bar, daß der Gerichtshof bei der Ausle­
fung einer Bestimmung wie der des Arti­

eis 5 Ansichten, die in Wirklichkeit
solche der Kommission und der zuständi­

gen Behörden der Mitgliedstaaten sind,
nicht außer Betracht lassen kann.

Unter Nummer 12 ihres Schriftsatzes be­
zieht sich die Kommission auf eine dritte

Kategorie von Beispielsfällen, in denen
Artikel 5 in den Mitgliedstaaten einheit­
lich angewendet wird. Hierbei handelt es
sich um Fälle, in denen die Mitgliedstaa­
ten — ohne daß die Kommission oder

der Ausschuß für Ursprungsfragen einge­
griffen hätten — nach Kenntnis der
Kommission diesen Artikel ausnahmslos

in gleicher Weise ausgelegt haben. Auf
einige dieser Beispiele ist in den Plädoy­
ers nachdrücklich hingewiesen worden.
So wird einheitlich entschieden, daß das
bloße Vermahlen von Kaffee keine ur­
sprungsbegründende Wirkung hat, wohl
aber die Herstellung von koffeinfreiem
(oder auch, wie ich vermute, löslichem)
Kaffee. Auch diese Fälle scheinen mir

eindeutig zu sein. Andere Beispiele dage­
gen sind meiner Ansicht nach nicht ganz
so zweifelsfrei: So ist das Zerkleinern von
Gesteinsblöcken für die Schotterherstel­

lung nicht als ursprungsbegründend aner­
kannt worden, wohl aber das Schneiden
und Polieren von Rohdiamanten.

Ich wende mich nun dem Sachverhalt

der vorliegenden Rechtssache zu.

Die Gesellschaft für Überseehandel

mbH, die Klägerin des Ausgangsverfah­
rens vor dem Verwaltungsgericht Ham­
burg, führt seit einigen Jahren aus der
Sowjetunion und Polen ungemahlenes
Kasein ein. In diesem Zustand hat das

Kasein die Form erbsen- bis haselnußgro­
ßer Brocken und kann von der Industrie

(wie beispielsweise Herstellern von Kleb­
stoff, Farbe, Pappe, Kunststoffverpackun­
gen usw.), für die es eine Rohsubstanz ist,
nicht verwertet werden. Es muß, um ver­
wertet werden zu können, zunächst gerei­
nigt und alsdann nach bestimmten Fein­
heitsgraden — die als „30er, 60er oder
90er Masche" bezeichnet und zuweilen
vom Verbraucher bestimmt werden —

vermahlen werden. Das Reinigen und
Vermahlen wird von der Klägerin in ih­
rer Hamburger Kaseinmühle durchge­
führt. „Gleichzeitig", so führte die Kläge­
rin in ihrer Klageschrift vor dem Verwal­
tungsgericht aus, „erfolgt eine Qualitäts­
kontrolle mit dem dazu notwendigen Sor­
tiervorgang". Das vermahlene Kasein ist
alsdann nach dem Abpacken fertig für
den Versand an die Kunden der Kläge­
rin. (Im Hinblick auf die Fragestellung
des Verwaltungsgerichts habe ich diese
Tatsachen der genannten Klageschrift
entnommen.)

Viele Kunden der Klägerin sind in Dritt­
ländern ansässig, wie sich aus der Aufstel­
lung ergibt, die als Anlage 1 den Erklä­
rungen der Klägerin beigefügt ist Für die
Ausfuhren in diese Länder sind für die

Klägerin Bescheinigungen von Vorteil, in
denen die Bundesrepublik Deutschland
als Ursprungsland des vermahlenen Ka­
seins angegeben ist Die gegebenenfalls
für die Ausstellung derartiger Bescheini­
gungen verantwortliche Behörde ist die
Handelskammer Hamburg, die Beklagte
im Verfahren vor dem Verwaltungsge­
richt Ihr Vertreter führte in der mündli­

chen Verhandlung aus, sie, die Beklagte,
habe bei der Anwendung von Artikel 5
auf das Erzeugnis der Klägerin immer
Schwierigkeiten gehabt Bis zum 1. Juni
1972 hat die Handelskammer antragsge­
mäß Bescheinigungen für die Klägerin
ausgestellt, in denen der deutsche Ur-
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sprung des Kaseins bescheinigt wurde.
Dann lehnte sie die Ausstellung derarti­
ger Bescheinigungen ab, erklärte sich je­
doch im nächsten Monat wiederum dazu
bereit, wahrscheinlich im Anschluß an
Gegenvorstellungen der Klägerin. Offen­
bar infolge von Zweifeln, die die Bundes­
regierung geäußert hatte, stellte die Han­
delskammer ab September 1975 keine
Bescheinigungen mehr aus. Zwischen
den Parteien besteht Streit darüber, ob
die Beklagte im Hinblick auf eine der
Klägerin im Juli 1972 gegebene Zusage
berechtigt war, sich so zu verhalten.
Hierzu ist dem Gerichtshof jedoch keine
Frage vorgelegt worden.

Die Bundesregierung trug ihre Zweifel
dem Ausschuß für Ursprungsfragen vor,
der in seiner Sitzung vom 17. und 18.
Dezember 1975 seine Stellungnahme
dahin abgab, daß „nach Artikel 5 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 802/68 die Vorgänge
des Mahlens, Mischens und Verpackens
von Kasein keine ausreichende Verarbei­

tung darstellen, um dem Erzeugnis den
Ursprung des Landes zu verleihen, in
dem diese Vorgänge stattfinden". (Das
Protokoll dieser Sitzung sowie das zuvor
den Teilnehmern im Umlauf zugänglich
gemachte Schriftstück, in dem die von
der deutschen Delegation aufgeworfene
Frage enthalten ist, befinden sich bei den
Unterlagen, die die Kommission auf Ersu­
chen des Gerichtshofes vorgelegt hat)

Mit Schreiben vom 24. Februar 1976 an
die Kommission bat der Vertreter der

Klägerin um eine Überprüfung der Ange­
legenheit durch den Ausschuß und gab
in einer Anlage eine vollständige Darstel­
lung der Tatsachen und Argumente, auf
die sich die Klägerin berief. Am 16. März
1976 erhob die Klägerin Klage vor dem
Verwaltungsgericht; ihr Vertreter über­
sandte der Kommission eine Abschrift

der Klageschrift und bat, sie den Unterla­
gen für den Ausschuß beizufügen. Der
Sachantrag der Klägerin in diesem Ver­
fahren geht dahin, die Beklagte zu ver­
pflichten, der Klägerin Ursprungszeug­
nisse „für Kasein auszustellen, das von
ihr aus Drittländern in die Bundesrepu-

blik Deutschland eingeführt und hier ver­
mahlen wird". Durch Beschluß vom 28.

Mai 1976 legte das Verwaltungsgericht
dem Gerichtshof folgende Frage vor:

„Hat in einem Drittland gewonnenes
Rohkasein, das in einem Mitgliedsland
der EG in der von der Klägerin dieses
Verfahrens geschilderten Weise zu ver­
wendungsfähigem Kasein vermahlen wor­
den ist, gemäß Artikel 5 der Verordnung
des Rates Nr. 802/68 seinen Ursprung in
diesem Mitgliedsland?"

In seiner Sitzung vom 22. und 24. Juni
1976 entschied der Ausschuß für Ur­

sprungsfragen, dem die beiden Schreiben
des Vertreters der Klägerin vorlagen, ein­
stimmig, seine ursprüngliche Stellung­
nahme zu bestätigen. Er vertrat zudem
die Ansicht, daß der Erlaß einer Verord­
nung in dieser Angelegenheit nicht erfor­
derlich sei. (Ein Auszug aus dem Proto­
kollentwurf dieser Sitzung sowie Abschrif­
ten der fraglichen Schreiben befinden
sich ebenfalls bei den auf Ersuchen des

Gerichtshofes von der Kommission vorge­
legten Unterlagen.)

Die Klägerin rügt, daß der Ausschuß
seine Stellungnahme in keinem Fall be­
gründet hat Meiner Ansicht nach — und
auch insoweit stimme ich mit der Kom­
mission überein — ist der Ausschuß

nicht verpflichtet, seine Stellungnahmen
zu begründen, da sie keine Rechtswir­
kung haben.

Ich wende mich nunmehr der vom Ver­

waltungsgericht vorgelegten Frage zu.

Die Klägerin, die Beklagte und die Kom­
mission stimmen darin überein, daß eine
Be- oder Verarbeitung im Sinne von Arti­
kel 5 vier Voraussetzungen erfüllen muß,
um als ursprungsbegründend angesehen
werden zu können. Sie muß

1. die letzte wesentliche gewesen sein;
2. wirtschaftlich gerechtfertigt gewesen

sein;
3. in einem dazu eingerichteten Unter­

nehmen vorgenommen worden sein;
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4. zur Herstellung eines neuen Erzeugnis­
ses geführt haben oder eine bedeu­
tende Herstellungsstufe darstellen.

Es besteht ferner Übereinstimmung
darüber, daß im vorliegenden Fall die
zweite und die dritte Voraussetzung er­
füllt sind: Das Vermahlen des Kaseins ist

wirtschaftlich gerechtfertigt und wird in
einem dazu eingerichteten Unternehmen
vorgenommen. Streit besteht über das
Vorliegen der ersten und der vierten Vor­
aussetzung.

Ich möchte vorausschicken, daß meiner
Ansicht nach im vorliegenden Fall die
erste Voraussetzung erfüllt ist. Die Be­
klagte und die Kommission haben vorge­
tragen, die bei der Klägerin durchgeführ­
ten Arbeitsgänge stellten keine „wesent­
liche" Be- oder Verarbeitung dar. In ih­
ren Darlegungen zur Abgrenzung der er­
sten und vierten Voraussetzung meint die
Kommission, um zu bestimmen, ob eine
Verarbeitung „wesentlich" sei, müsse die
Betrachtung aus „dynamischer" Sicht er­
folgen, das heißt man müsse prüfen, wel­
ches Gewicht der Verarbeitung im Rah­
men der Produktion insgesamt zukom­
men. Wenn es dagegen darum gehe fest­
zustellen, ob eine Verarbeitung zur „Her­
stellung eines neuen Erzeugnisses" ge­
führt habe oder eine „bedeutende Herstel­
lungsstufe" darstelle (und damit die vierte
Voraussetzung erfülle), müsse die Betrach­
tung aus „statischer" Sicht erfolgen, das
heißt, das Erzeugnis in dem vor der Verar­
beitung befindliche Zustand müsse dem
Erzeugnis nach der Verarbeitung gegen­
übergestellt werden. Mir scheint, meine
Herren Richter, daß hiermit die semanti­
sche Analyse übertrieben wird. Für mich
ist eine Be- oder Verarbeitung dann „we­
sentlich", wenn sie das Gegenteil von
unwesentlich ist, das heißt, wenn sie
nicht nebensächlich oder belanglos ist.
Meiner Ansicht nach ist die Formulie­

rung „letzte wesentliche ... Be- oder Ver­
arbeitung" in Artikel 5 als Einheit auszu­
legen, wobei die Betonung auf „letzte"
liegt

Schwierigkeiten ergeben sich meines
Erachtens in dieser Rechtssache bei der

Frage, ob die vierte Voraussetzung erfüllt
ist.

Insoweit trägt die Klägerin nicht vor, daß
vermahlenes Kasein ein gegenüber dem
Rohkasein „neues Erzeugnis" sei. Es geht
also nur um die Frage, ob die von der
Klägerin durchgeführten Arbeitsvorgänge
eine „bedeutende Herstellungsstufe" im
Sinne von Artikel 5 darstellen.

Es ist offensichtlich, daß sie in zumin­
dest einer Beziehung eine „bedeutende
Herstellungsstufe" darstellen, da unver­
mahlenes Kasein — wie die Klägerin be­
tont — für diejenigen Unternehmen, die
Kasein als Rohstoff verwenden, wertlos
ist. Die Frage wird auch nicht durch
einen Hinweis darauf beantwortet, daß
die betreffenden Arbeitsvorgänge „wirt­
schaftlich gerechtfertigt" seien. Die in
Artikel 5 genannten vier Voraussetzun­
gen überschneiden sich bis zu einem be­
stimmten Grade, und es geht nicht an,
Tatsachen, die das Vorliegen einer Vor­
aussetzung dartun, bei der Prüfung einer
anderen Voraussetzung gänzlich außer
Betracht zu lassen.

Es ist meines Erachtens jedoch nicht
möglich, diese Frage auf eine so einfache
Weise zu lösen. Die Formulierung „be­
deutende Herstellungsstufe" muß unter
Berücksichtigung des Wortlauts von Arti­
kel 5 und insbesondere seiner Zielset­

zung ausgelegt werden. Auf dieser Grund­
lage muß diese Formulierung so verstan­
den werden, daß sie sich auf eine Herstel­
lungsstufe bezieht, die hinreichend be­
deutend ist, um den Ursprung des betref­
fenden Erzeugnisses zu bestimmen.

Hier erweisen sich die nach Artikel 14

erlassenen Verordnungen als hilfreich, da
sie zeigen, wie weit es sich hierbei um
Wertungsfragen handelt, die in Grenzfäl­
len nur von Fall zu Fall entschieden wer­

den können. Dies ist kaum überraschend,
da der Ausdruck „bedeutend" selbst ein
wertender und relativer Begriff ist.

Ich werde mit Ihnen, meine Herren Rich­
ter, natürlich nicht jede einzelne dieser
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Verordnungen durchgehen und auch den
Fehler vermeiden, den meiner Ansicht
nach die Kommission zuweilen began­
gen hat, indem sie diesen Verordnungen
bindende Richtlinien für die Auslegung
des Artikels 5 selbst in Fällen entnom­

men hat, in denen sie nicht unmittelbar
anwendbar waren. Ich werde mich ledig­
lich zur Illustrierung auf einige Bestim­
mungen in einigen dieser Verordnungen
beziehen.

Es ist von Interesse, zunächst die erste
und die letzte der fraglichen Verordnun­
gen gegenüberzustellen, das heißt die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 641/69 vom 3. April
1969 „über die Bestimmung des Ur­
sprungs bestimmter Waren, die aus Eiern
hergestellt worden sind" (ABl. L 83 vom
4. April 1969) und die Verordnung
(EWG) Nr. 2026/73 vom 25. Juli 1973
„über die Bestimmung des Ursprungs
von Traubensaft" (ABl. L 206 vom 27.
Juli 1973). Die erste bestimmt, kurz ge­
sagt, daß die Herstellung von Trockenei
durch das Trocknen von Eiern eine ur­

sprungsbegründende Bearbeitung dar­
stellt. Die zuletzt genannte Verordnung
bestimmt, ebenso kurz gesagt, daß die
Herstellung von Traubensaft aus Trauben­
most keine derartige Bearbeitung ist In
der Verordnung (EWG) Nr. 315/71 vom
12. Februar 1971 „betreffend die Ur­
sprungsbestimmung von Wermut-Grand­
weinen und von Wermut-Weinen" (ABl.
L 36 vom 13. Februar 1971) heißt es, daß
die Verarbeitung von Weinen in „Grand­
weine" durch Hinzufügung von Most aus
frischen Weintrauben, konzentriertem
Most oder Alkohol nicht ursprungsbe­
gründend sei, wohl aber die Verarbeitung
von „Grandweinen" in Wermut-Weine
durch Aromatisierung. Dies ist zweifellos
richtig, doch zeigt es, wie schmal die
Trennungslinie sein kann.

Es gibt ferner Verordnungen, die einfach
auf Wertungen beruhen. Typisch hierfür
sind die Verordnung (EWG) Nr. 2632/70
vom 23. Dezember 1970 „über die Be­
stimmung des Ursprungs von Rundfunk-
und Fernsehempfangsgeräten" (ABl. L
279 vom 24. Dezember 1970) und die

Verordnung (EWG) Nr. 861/71 vom 27.
April 1971 „zur Bestimmung des Ur­
sprungs von Magnettongeräten" (ABl. L
95 vom 28. April 1971). In beiden Verord­
nungen heißt es in Artikel 1, daß die Her­
stellung der jeweiligen Erzeugnisse „nur
dann den Ursprung des Landes oder der
Gemeinschaft, in dem beziehungsweise
der sie erfolgt, [verleiht], wenn der dabei
durch Montagevorgänge und gegebenen­
falls durch die Verwendung von Teilen
mit Ursprung in diesem Land oder der
Gemeinschaft erworbene Wert minde­

stens 45 v. H. des Rechnungspreises ab
Werk ausmacht".

In der Verordnung (EWG) Nr. 1039/71
vom 24. Mai 1971 „zur Bestimmung des
Ursprungs von bestimmten Spinnstoffwa­
ren" (ABl. L 113 vom 25. Mai 1971) sind
zahlreiche Beispiele für feine Unterschei­
dungen zwischen verschiedenen Herstel­
lungsverfahren zu finden. Sie enthält
auch die Bestimmung, daß Stickarbeiten
nur dann ursprungsbegründend wirken,
wenn „die bestickte Oberfläche minde­
stens 5 % der Gesamtoberfläche der be­
treffenden Waren ausmacht".

Die Reihe dieser Beispiele brauche ich
wohl nicht weiter fortzusetzen.

Die Beklagte und die Kommission ha­
ben das von der Klägerin durchgeführte
Vermahlen mit dem Vermahlen von Kaf­

fee oder Pfeffer verglichen. Ich glaube
nicht, daß beides gleich bewertet werden
kann, da Kasein nicht im Lebensmittelge­
schäft oder in der Küche vermahlen

wird, wie dies bei Kaffee oft der Fall ist,
noch bei Tisch, wie Pfeffer.

Die Kommission hat sich im übrigen
auch bis zu einem bestimmten Grad auf

den Umstand berufen, daß das Vermah­
len von Kasein dessen Einordnung im
Gemeinsamen Zolltarif (Tarifnummer
35.01) nicht ändere und ferner in
Handelsübereinkommen und Abkom­
men zwischen der Gemeinschaft und

Drittländern nicht als den Ursprung der
Ware berührend angesehen werde. Dies
ist aber — wie die Kommission meines
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Erachtens selbst erkannt hat — nicht

schlüssig.

Die Klägerin hat ihrerseits (in Anlage 2
ihres Schriftsatzes) von ihren Kunden
beantwortete Fragebogen vorgelegt, die
sie am 28. Mai 1976 — dem Tag, an dem
das Verwaltungsgericht den Vorlagebe­
schluß erlassen hat — versandt hatte. Ich

bin nicht der Ansicht, daß diese Antwor­
ten die Ansicht der Klägerin unterstüt­
zen. Zwar haben die meisten ihrer Kun­

den, wenn auch bei weitem nicht alle,
angegeben, daß die von der Klägerin
durchgeführten Arbeitsvorgänge eine be­
deutende Stufe bei der Herstellung dar­
stellten. Die Formulierungen in dem Fra­
gebogen legten diese Antwort jedoch
nahe, darüber hinaus bezogen sie sich
nicht auf die Ursprungsfrage. Der Frage­
bogen erbrachte im übrigen einige selt­
same Ergebnisse. So bejahte beispiels­
weise ein Kunde die Frage, ob die von
der Klägerin durchgeführten Bearbei­
tungsvorgänge zu einem „neuen Erzeug­
nis führten, verneinte aber die Frage, ob
diese Vorgänge bedeutend wären.

Was mich nach vielen Zweifeln zu guter
Letzt dazu bewegt hat, zu demselben Er­
gebnis wie der Ausschuß für Ursprungs­
fragen und die Kommission zu kommen,
ist ein von der Kommission vorgetrage­
nes Argument, das auf einem Vergleich
der Bedeutung der Bearbeitungsvorgänge
bei der Herstellung von Rohkasein und
der von der Klägerin durchgeführten Be­
arbeitungsvorgänge beruht Die Tätigkeit
der Klägerin ist zweifellos — wie ich
schon ausgeführt habe — bedeutend,
doch scheint es, daß die Bearbeitungsvor­
gänge, mittels deren Rohkasein herge­
stellt wird, für die Bestimmung der Quali­
tät und der Natur des Kaseins von über­

wiegender Bedeutung sind. Die Kommis­
sion hat in ihrem Schriftsatz eine Be­

schreibung dieser Bearbeitungsvorgänge
gegeben, die von der Klägerin nicht ange­
zweifelt wurde. Ich brauche wohl nicht

auf die technischen Einzelheiten einzuge­
hen, sondern kann mich mit dem Hin­
weis begnügen, daß die Qualität und die
Natur des Kaseins von einer Reihe von

Faktoren abhängen, so beispielsweise da­
von, wie weit die als Grundstoff verwen­
dete Milch entrahmt wird, welches Gerin­
nungsmittel (Schwefelsäure, Milchsäure,
Salzsäure oder das Labferment des Kälber­

magens) in welcher Menge und Art ver­
wendet wird, von der Temperatur, auf die
das Gemisch erwärmt wird, der Wirksam­
keit der abschließenden Trockenvor­

gänge usw.

Drei kleine Beweisanzeichen scheinen

mir diesen Eindruck zu bestätigen.

Das erste ist ein an die Klägerin gerichte­
tes und den Fragebogen kommentieren­
des Schreiben ihres wichtigsten japani­
schen Kunden (Anlage 2 zum Schriftsatz
der Klägerin), in dem dieser Kunde deut­
lich zwischen Kasein, das unter Verwen­
dung von Labferment, und solchem, das
unter Verwendung von Säuren hergestellt
wird, unterscheidet

Das zweite ist eine Äußerung der deut­
schen Regierung im Zusammenhang mit
der Darlegung ihrer Zweifel vor dem Aus­
schuß für Ursprungsfragen. Dort heißt es
bezüglich des Erzeugnisses der Klägerin:
„Das gemahlene Kasein spricht ganz ein­
deutig andere Verbraucherkreise an als
die hochwertigere EG-Produktion, so daß
diesen Produzenten kein Geschäft verlo­

rengeht"

Das dritte besteht in den Antworten, die
einige Kunden der Klägerin auf eine der
in dem Fragebogen enthaltenen Fragen
gegeben haben. Diese Frage schloß sich
an eine andere Frage an, in der der
Kunde um Angaben gebeten wurde, ob
er im Besitz einer Kaseinmühle sei oder

die Anschaffung einer solchen Mühle ins
Auge fasse. Die Frage lautete:

„Wenn ja, welchen Preisvorteil müßte
das ungemahlene Kasein Ihnen ge­
genüber der gemahlenen Ware bieten,
um Ihre Mahlkosten und das Risiko der

Verschmutzung und des ungleichmäßi­
gen Ausfalls zu kompensieren?

2 %, 5 %, 10 %, 20 %"
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Von den Kunden, die diese Frage beant­
worteten (sie waren in der Minderheit),
gaben zwei 5 % an, sechs nannten 10 %,
einer 20 % und einer „mehr". Tatsäch­
lich besaß kein Kunde der Klägerin eine
Kaseinmühle, auch gab keiner an, eine

solche Anschaffung ins Auge zu fassen;
die Antworten zeigen aber, daß alles in
allem die Kosten des Reinigens, Vermah­
lens und Sortierens als ein geringer An­
teil der Gesamtkosten von vermahlenem

Kasein angesehen werden.

Im Ergebnis, meine Herren Richter, bin ich der Auffassung, daß die vom Ver­
waltungsgericht vorgelegte Frage dahin zu beantworten ist, daß in einem Dritt­
land gewonnenes Rohkasein, das in einem Mitgliedsland der EG gereinigt, ver­
mahlen, sortiert und neu verpackt wird, seinen Ursprung gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates nicht in diesem Mitgliedstaat hat.
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